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Vorwort 
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schen Fakultät der Eberhard-Karls-Universität Tübingen als Dissertation an-
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Die Untersuchung wurde im Dezember 1994 abgeschlossen. Ihr lagen ins-
besondere der Entwurf zur Neuerung der Landesbauordnung Baden-Württem-
berg vom 14. März 1994 zugrunde, daneben zahlreiche Untersuchungen, 
Kommissionsberichte, Gutachten und Gesetzesvorlagen zur Beschleunigung 
von Genehmigungs- und Planungs verfahren für das Baurecht auf Bundes-
sowie auf Landesebene (vornehmlich aus Baden-Württemberg, aber auch aus 
Nordrhein-Westfalen und Bayern). Für die Drucklegung wurde die Rechtspre-
chung und Literatur bis Anfang Juni 1995 eingearbeitet. 

Für die Anregung und Betreuung der Arbeit in Tübingen sowie in Speyer, 
einschließlich der Erstattung des Erstgutachtens, bin ich Herrn Prof. Dr. 
Michael Ronellenfitsch ganz besonders dankbar. 

Mein Dank gilt auch Herrn Prof. Dr. Günter Püttner für die zügige Er-
stellung des Zweitgutachtens, des weiteren Herrn Prof. Dr. Wolfgang Graf 
Vitzthum sowie dem Verlag Duncker & Humblot (Herrn Prof. Simon) für die 
Aufnahme der Arbeit in die "Tübinger Schriften zum Staats- und Ver-
waltungsrecht". 

Ferner gilt mein Dank Frau Cremer vom Lehrstuhl Prof. Dr. Ronellen-
fitsch für die freundliche Unterstützung. 

Stuttgart, im Juli 1995 Stephan Schulte 
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I. Kapitel 

Einführung 

A. Problemstellung 

Zulassungsverfahren für investive Vorhaben stehen im Mittelpunkt des 
öffentlichen Interesses. Neben dem Zulassungsverfahren für großtechnische 
Anlagen trifft die Kritik an der Verfahrensdauer vor allem auch das Bauge-
nehmigungsverfahren. Dabei wird die wirtschaftliche Verfassung der Bundes-
republik Deutschland in den kommenden Jahrzehnten besonders davon ab-
hängen, ob und inwieweit es gelingt, die Lücken im Bereich der Infrastruk-
tur' und der sonstigen baulichen Anlagen, insbesondere auch im W ohnungs-
bau2, zu schließen. Das Maß der Kritik an der Dauer der Genehmigungsver-
fahren ist umgekehrt proportional zu der wirtschaftlichen Entwicklung, denn 
nach wie vor kommt dem Bauen in Zeiten wirtschaftlicher Schwierigkeiten 
eine Schlüsselfunktion zu3• 

Aufgrund der besonderen Anforderungen, die aus der deutschen Wieder-
vereinigung und der europäischen Einigung an das Wirtschaftssystem er-
wachsen, befindet sich die Bundesrepublik Deutschland in einer der wohl 
größten Rezessionen der Nachkriegszeit4• Zu lange Genehmigungsverfahren 
sind wegen des verschwenderischen Verzichts auf Wachstum das Gift jeder 
Investitionsplanung5• Hier ist deshalb schon jetzt die Grenze erreicht, an der 
anhaltendes wirtschaftliches Wachstum dringend nötig ist, um den Standort 
Deutschland6 zu sichern und vorausschauend vor Schaden zu bewahren. Dies 

I Vgl. Bauindustrie aktuell, hrsg. vom Hauptverband der deutschen Bauindustrie e.V., 
Ausgabe 1-2/1991, hrsg. am 26.02.1991, S. 5. 

2 Hierzu auch BT-Drucks. 11/5972, S. 9. 
J Vgl. hierzu auch Arbeitsgemeinschaft der für das Bau-, Wohnungs- und Siedlungs-

wesen zuständigen Minister der Länder (Hrsg.), Arbeitskreis Bauordnung der Zukunft, 
Vorschläge zur Reform des Bauaufsichtssystems in der Bundesrepublik Deutschland 
(Schlußbericht), S. 2. 

4 Ronellenfitsch, Beschleunigung und Vereinfachung der Anlagenzulassungsverfahren, 
1994,S. 17. 

5 Industrie und Handelskammer Hannover-Hildesheim: "Schnellere und kalkulierbare 
Genehmigungsverfahren", Hannover 1988, Vorwort. 

6 Schwarzwälder Bote vom 0 1.1 0.1993 anläßlich der Vorstellung des Gutachtens, das 
vom Staatsministerium "bei dem Experten für Planungsrecht, Professor Michael Ronellen-
fitsch" in Auftrag gegeben war: Gutachter beklagt "Wachstumshenunnis ersten Ranges", 

2' 
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gilt in gleichem Umfang allgemein und speziell auch für den Standort Baden-
Württemberg. 

I. Thematische Begrenzung 

Die vorliegende Arbeit befaßt sich mit den Möglichkeiten zur Beschleuni-
gung baulicher Vorhaben. Dabei ist es primär das Anliegen, ohne die Schaf-
fung von neuen Gesetzen, diejenigen Ansatzpunkte und Möglichkeiten zu 
nutzen und auszuschöpfen, die sich auf grund der bestehenden gesetzlichen 
Lage ergeben. Inhaltlich werden sowohl Genehmigungs-, als auch Planungs-
verfahren hinsichtlich ihrer baurechtlichen Aspekte zu thematisieren sein. 
Soweit die Planungs- und Anlagenzulassungsverfahren in ihrer Gesamtheit 
und Problematik über die baurechtlichen Aspekte hinausgehen, können sie 
hier nicht Inhalt sein. 

Zum Wesen des Baurechts im allgemeinen gehört es, daß wesentliche 
Schwerpunkte des Genehmigungsverfahrens durch landesrechtliche Bestim-
mungen ihren eigentlichen Charakter erfahren. Soweit sich der Inhalt der Ar-
beit mit landesrechtlichen Regelungen befaßt, sind die des Landes Baden-
Württemberg maßgeblich. 

11. Gang der Darstellung 

Um eine mehr oder weniger zufallige Aneinanderreihung von potentiellen 
Verzögerungsmomenten und Problemkreisen baulicher Verfahren zu vermei-
den, orientiert sich der Gang der Darstellung im wesentlichen am zeitlichen 
Ablauf von Genehmigungs- und Planungs verfahren. Die Reihenfolge der 
hierdurch auftretenden Verzögerungen ist Grundlage für die Abfolge der Be-
handlung in den einzelnen Abschnitten. 

Im Folgenden ist einleitend eine Bestandsaufnahme der aktuellen Diskus-
sion um Verfahrensbeschleunigung, eine Analyse der Schwachstellen, sowie 
die Darstellung der Erforderlichkeit von Maßnahmen zur Beschleunigung 
baulicher Vorhaben geboten. Zu prüfen ist weiter, ob ein Anspruch auf Be-
schleunigung baulicher Vorhaben besteht. 

Im weiteren Verlauf werden dann Ansatzpunkte für Beschleunigungsmög-
lichkeiten im organisatorischen Bereich (Kapitel 2), innerhalb des Genehmi-
gungsverfahrens (Kapitel 3), im normativen Bereich (Kapitel 4) und im ge-
richtlichen Bereich (Kapitel 5) aufzuzeigen sein. 

indem die Bedeutung der Beschleunigung von Genehmigungsverfahren für den Industrie-
standort Deutschland unterstrichen wird. 
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Die Realisierung baulicher Vorhaben ist zeitaufwendig und teuer. Mitver-
antwortlich hierfür ist das Genehmigungsverfahren, d.h. aufwendige und 
komplexe Planungs- und Zulassungsverfahren. Nach einer Umfrage des Deut-
schen Industrie- und Handelstages7 sind beinahe 75% der, auf grund einer 
durchgeführten Untersuchung befragten Unternehmen, mit der Dauer von 
Genehmigungsverfahren nicht zufrieden. Eine vom Bundesminister für Wirt-
schaft in Auftrag gegebene Studie zur "Dauer von Genehmigungsverfahren"s 
stellt fest, daß von 72% der befragten mittelständischen Unternehmen die 
Länge der Genehmigungsverfahren beklagt wird. Demzufolge werden Geneh-
migungsverfahren für bauliche Vorhaben unberechenbar9 und für viele Wirt-
schaftsunternehmen zunehmend entscheidend für die Frage nach neuen In-
vestitionsmaßnahmen lo in der Bundesrepublik Deutschland oder deren Verla-
gerung ins Ausland 11. Im Bereich des Wohnungsbaus ist ebenfalls Kritik an 
der langen Dauer der Genehmigungsverfahren angebracht. Durch die struktu-
relle Umwandlung der Gesellschaft, die immer kleinere Einheiten bei der 
Wohnform hervorbringt und durch die Bevölkerungsentwicklung im Gesam-
ten, ist zunehmend mehr Wohnraum erforderlich. 

I. Stand der Beschleunigungsdiskussion 

Die Diskussion um die Beschleunigung von Zulassungs- und Genehmi-
gungsverfahren ist nicht neu l2, und dennoch sind entsprechende Maßnahmen 
weiterhin dringend geboten 13 • Die Thematik um die Beschleunigung baulicher 

7 DIHT, Dauer von Genehmigungsverfahren, 1988, S. 2. 
s Infratest Industria, München, November 1990, hierzu auch: Minister fiir Wirtschaft, 

Mittelstand und Technologie des Landes Nordrhein-Westfalen (Hrsg.), Generelle Beschleu-
nigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren in der Bundesrepublik Deutschland, 
1992, S. 4. 

9 IHK Hannover-Hildesheim, Schnellere und kalkulierbare Genehmigungsverfahren, 
1989, S. 1. 

10 Zur Bewertung der Genehmigungsverfahren als Standortfaktor Steinberg I Allertl 
Grams I Schariot, Zur Beschleunigung des Genehmigungsverfahrens fiir Industrieanlagen, 
1991, S. 34. 

" Bundesverband der Deutschen Industrie (Hrsg.), Beschleunigung von Planfeststellun-
gen und Genehmigungsverfahren, 1989, S. I. 

t2 Vgl. Ronellenfitsch, Beschleunigung von Verkehrsprojekten, 1991, S. 1I (12); ders., 
Beschleunigungsgesetz - Investitionsmaßnahmegesetz - Die Beschleunigung von Ver-
kehrsprojekten, in: Blümel (Hrsg.), Verkehrswegeplanung in Deutschland, 1993, S. 107 f., 
der in diesem Zusammenhang zwar von einem "Modethema" spricht, aber es dieser The-
matik gleichwohl nicht an Aktualität mangeln läßt. 

13 Brohm, Beschleunigung der Verwaltungsverfahren - Straffung oder konsensuales 
Verwaltungshandeln?, NVwZ 1991, S. 1025. 
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